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D Von Jens Martens 
ie Hoffnung auf das freiwillige Engage-
ment von Unternehmen basiert auf dem 

Missverständnis, dass die Verwirklichung sozi-
aler, ökologischer und menschenrechtlicher 
Standards automatisch im Interesse der Unter-
nehmen und ihrer Eigentümer liegt. Dies ist an-
gesichts des globalisierten Wettbewerbsdrucks 
und der wachsenden Macht institutioneller An-
leger mit ihren hohen Renditeerwartungen kei-
neswegs der Fall. Es existiert in den Unterneh-
mensstrategien ein Zielkonflikt zwischen den 
kurzfristigen wirtschaftlichen und den langfri-
stigen gesellschaftlichen Interessen. Angesichts 
abstürzender Aktienkurse und weltweiter Rezes-
sionstendenzen behalten in diesem Konflikt die 
wirtschaftlichen Interessen der Shareholder, mi-
kroökonomisch durchaus rational, meist die 
Oberhand (1).

  Verbindliche kriterien  
unabdingbar

Dennoch lehnen manche NGOs freiwillige Selbst-
verpflichtungen der Wirtschaft nicht grundsätzlich 
ab. In einer gemeinsamen Stellungnahme an die 
Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD) 
listete eine Gruppe von Umwelt- und Entwick-
lungs-NGOs sieben Kriterien auf, die erfüllt sein 
müssen, damit freiwillige Selbstverpflichtungen 
„einen positiven Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung leisten“ (2): 
● Substanz: Klare Sprache und Zielsetzung, Fokus 
auf zentrale Themen, keine Doppeldeutigkeiten 
und Schlupflöcher. 
● Partizipation: Beteiligung aller betroffenen 
„Stakeholder“.
● Motivation: Ausreichende Anreize zur Gewähr-
leistung der freiwilligen Erfüllung.

● Integration: Verankerung sozialer und ökolo-
gischer Werte in Firmenzielen, Berücksichtigung 
in Instrumenten der Erfolgskontrolle.
● Transparenz: Rechtzeitige und inhaltlich ange-
messene Information über Produkte und Produk-
tionsverfahren.
● Unabhängige Verifizierung: Bestätigung durch 
Dritte.
● Verantwortlichkeit/Rechenschaftspflicht: Ver-
ankerung von Sanktionsmechanismen.
Beurteilt man die innerbetrieblichen Verhaltens-
kodizes der Unternehmen anhand dieses Kriteri-
enkataloges, ist festzustellen, dass kein einziger 
uns bekannter Kodex alle sieben Kriterien erfüllt. 
In der Regel ist weder die Partizipation der Be-
troffenen noch eine unabhängige Verifizierung 
vorgesehen. Konsequenterweise nutzen NGOs und 
Gewerkschaften diese Verhaltenskodizes als Refe-
renzrahmen in der Regel nicht. 
Immer mehr Unternehmen sehen den begrenzten 
Nutzen der „ersten Generation“ von unilateralen 
Selbstverpflichtungen – nicht zuletzt für die eige-
ne Öffentlichkeitsarbeit – und konzentrieren sich 
inzwischen auf weitergehende Initiativen mit stär-
kerer Legitimationskraft.

  schwächen von stakeholder- 
ansätzen

Dazu zählen in erster Linie die sogenannten Mul-
tistakeholder-Ansätze, die in den letzten Jahren 
stark zugenommen haben. Aber auch sie weisen 
eine Reihe struktureller Schwächen und Grenzen 
auf:
● Begrenzte Zahl: Trotz des Booms der letzten 
Jahre ist die Zahl der Initiativen und der beteili-
gten Unternehmen verglichen mit ihrer weltweiten 
Zahl gering. UNCTAD schätzt die Zahl transnatio-
naler Unternehmen auf 60.000, die ihrer Tochter-

firmen auf über 700.000. An Multistakeholder-
Initiativen sind insgesamt nur einige hundert Un-
ternehmen beteiligt. Zumeist sind es Unterneh-
men, die auf Konsumentendruck reagieren (Kauf-
hauskette, Sportartikelindustrie), deren Produk-
tion erhebliche Risiken birgt (Chemieindustrie), 
oder in denen Arbeitnehmerinteressen besonders 
gut gewerkschaftlich organisiert sind (Volkswa-
gen). 
● Begrenzte Beteiligung: Sowohl die Breite als 
auch die Quantität zivilgesellschaftlicher Mitwir-
kung in Multistakeholder-Initiativen sind be-
grenzt. Zivilgesellschaftliche Gruppen aus Ent-
wicklungsländern sind wie etwa im SA 8000 meist 
unterrepräsentiert. In den Globalen Rahmenab-
kommen sind NGOs und lokale Gruppen generell 
nicht beteiligt. Lediglich einzelne NGOs und Ge-
werkschaften spielen eine herausragende Rolle, 
beispielsweise der WWF beim Marine Stewardship 
Council (MSC) oder die Internationalen Gewerk-
schaftsdachverbände bei den globalen Rahmen-
abkommen mit einzelnen Unternehmen. 
● Begrenzter Fokus: Der thematische Fokus der 
einzelnen Initiativen ist sehr selektiv. Die einen 
verfolgen vor allem ökologische Aspekte, die an-
deren konzentrieren sich auf die Verwirklichung 
der Kernarbeitsnormen der ILO. Damit reflektie-
ren die Initiativen in der Regel nur Teilaspekte 
unternehmerischer Verantwortung: Unternehmen 
picken sich die Verantwortungsbereiche heraus, 
in denen Engagement ihnen am wenigsten weh 
tut. Es handelt sich somit nicht um einen kohä-
renten Ansatz nachhaltiger Entwicklung, der öko-
logische, soziale, menschenrechtliche und öko-
nomische Ziele gleichermaßen umfasst. 
● Begrenzte Überwachung: Die Einhaltung der 
freiwilligen Selbstverpflichtungen wird in sehr 
unterschiedlichem Umfang überwacht. Während 
manche Initiativen, wie etwa der Forest Steward-
ship Council, Zertifizierung und Auditing durch 
kommerzielle Firmen vorsehen, beschränken 
sich andere, wie einige globale Rahmenabkom-
men, auf die innerbetriebliche Kontrolle.
Manche, wie die Global Reporting Initiative, ver-
zichten vollständig auf Prüfung. Der Einsatz kom-
merzieller Audit- und Zertifizierungsfirmen wird 
von NGOs skeptisch beurteilt. Sie selbst haben 
aber meist nicht die Kapazitäten zur systema-
tischen Übernahme einer watchdog-Funktion. 
Effektiver sind möglicherweise Beschwerdever-
fahren, die eine unabhängige Instanz und wirk-
same Sanktionsmechanismen erfordern. Über 
beides verfügen Multistakeholder-Initiativen in 
der Regel nicht.

Corporate Governance aus Sicht der NGOs

Die Grenzen der Selbstverpflichtung
die meisten nGos und Gewerkschaften waren stets skeptisch gegenüber frei-
willigen selbstverpflichtungen der wirtschaft. diese skepsis hat ihren ursprung 
nicht in der ideologischen ablehnung privater eigeninitiative oder einer blinden 
staatsgläubigkeit. sie gründet vielmehr in den erfahrungen mit der alltäglichen 
praxis vieler unternehmen. allzu oft besteht bis heute eine erhebliche kluft 
zwischen den verbalen Verpflichtungen der unternehmen zu ökologischem und 
sozialem handeln und den realen auswirkungen ihrer aktivitäten auf menschen 
und umwelt. 
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Im positiven Sinne können Multistakeholder-Ini-
tiativen Trendsetter-Funktion haben, indem sie in 
Bezug auf soziale, ökologische und menschen-
rechtliche Standards über die bestehenden ge-
setzlichen Regeln hinausgehen. Aber erst wenn 
alle Unternehmen dem gesetzten Trend folgen, 
kann eine positive Breitenwirkung erzielt werden. 
Dies geschieht erfahrungsgemäß nur, wenn staat-
liche oder zwischenstaatliche Institutionen die 
erforderlichen Regeln setzen. Somit sind hier die 
Grenzen der Freiwilligkeit erreicht.
Die OECD-Leitsätze für Multinationale Unterneh-
men zeigen, in welche Richtung internationale 
Regeln für Unternehmensverantwortung gehen 
können. Sie gelten für alle Unternehmen mit Sitz 
in den 33 Unterzeichnerstaaten. Sie umfassen ein 
breites Themenspektrum, das ökologische und 
arbeitsrechtliche Fragen einschließt. Und sie ver-
fügen über einen, wenn auch rudimentären, Be-
schwerdemechanismus. Gravierende Schwächen 
sind die vage Formulierung der Unternehmens-
pflichten, die Abhängigkeit des Beschwerdever-
fahrens von der Kooperationsbereitschaft der 
zuständigen nationalen Kontaktstellen und das 
Fehlen von Sanktions- und Entschädigungsverfah-
ren bei Verletzung der Leitsätze. 

 Verankerung in nationalem recht
Die „Draft Norms on the Responsibilities of Trans-
national Corporations and other Business Enter-
prises with Regard to Human Rights“ der UN-
Unterkommission zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte haben weitergehendes 
Potenzial(3). Insbesondere wenn sie mit natio-
nalen Rechtsinstrumenten verknüpft und durch 
internationale Instrumente ergänzt würden. Der-
zeit kommt der Entwurf dieser Normen den For-
derungen von NGOs und Gewerkschaften am 
nächsten. Zugleich steht er im Einklang mit dem 
Beschluss des Johannesburg-Gipfels, die Verant-
wortlichkeiten und Pflichten von Unternehmen 
unter anderem durch die Entwicklung zwischen-
staatlicher Abkommen und internationaler Initia-
tiven aktiv zu fördern.
Aus ihren bisherigen Erfahrungen mit freiwilligen 
Unternehmensaktivitäten und dem Engagement 
der Regierungen in diesem Bereich haben NGOs 
Konsequenzen gezogen. Bei internationalen Tref-
fen und Strategiedebatten, wie zuletzt während 
des Weltsozialforums in Porto Alegre, zeichnete 
sich eine „Mehr-Ebenen-Strategie“ ab:
● Verstärkte Unterstützung lokaler Gruppen in 
ihrer Auseinandersetzung mit Transnationalen 
Unternehmen (TNCs). Dies schließt traditionelle 

Formen der Öffentlichkeitsarbeit und des „na-
ming and shaming“ bis hin zu Boykotts ebenso 
ein, wie die aktivere Nutzung von Beschwerde-
möglichkeiten und nationalen Klageverfahren. 
Eine Grundvoraussetzung für eine „extraterritori-
ale“ Anwendung nationaler Rechtsinstrumente 
gegenüber TNCs ist der bessere weltweite Infor-
mationsfluss zwischen den Gruppen in Nord und 
Süd.
● Verstärktes Eintreten für verbindliche Unter-
nehmensregeln auf der nationalen und regionalen 
Ebene. Beispiele sind der britische Vorschlag für 
ein Gesetz zur Unternehmensverantwortung 
(„Corporate Responsibility Bill“) aus dem Jahr 
2002 und der Vorschlag des Europäischen Parla-
ments für einen Verhaltenskodex für in Entwick-
lungsländern tätige europäische Unternehmen 
(4).
● Weiterentwicklung internationaler „Trendsetter-
Initiativen“ zwischen fortschrittlichen Unterneh-
men, NGOs und Gewerkschaften. Dies kann ins-
besondere dort sinnvoll sein, wo kurzfristige 
zwischenstaatliche Lösungen nicht in Sicht sind.
● Fortsetzung der internationalen Kampagne für 
verbindliche Unternehmensregeln. Zentrales Ziel 
vieler NGOs und Gewerkschaften ist weiterhin die 
Verankerung verbindlicher Unternehmensregeln 
auf der globalen Ebene, unter anderem mit den 
Draft Norms der UN-Unterkommission als Aus-
gangspunkt. Neben dem langfristigen Ziel einer 
Rahmenkonvention zur Unternehmensverantwor-
tung geht es kurzfristig vor allem um Fortschritte 
in Teilbereichen. Beispiel wären ein internationa-
les Umwelthaftungsrecht oder die verbindliche 
Offenlegung aller Zahlungsflüsse von Unterneh-
men an Regierungen. 

In den internationalen Debatten von NGOs wurde 
auch deutlich, dass zivilgesellschaftliche Organi-
sationen künftig über den Umwelt-, Arbeits- und 
Menschenrechtsbereich hinaus weitere Implika-
tionen transnationaler Wirtschaftsaktivitäten in 
den Blick nehmen müssen. TNCs haben zum Bei-
spiel erheblichen Einfluss auf die Steuerpolitik 
und die Einnahmesituation von Staaten und kön-
nen die staatliche Handlungsfähigkeit, wie zum 
Beispiel im Umwelt- und Sozialbereich, erheblich 
einschränken. 
Ausländische Investoren haben auch Einfluss auf 
die Zahlungsbilanz eines Landes, auf seine Indus-
triepolitik und selbst auf die öffentliche Meinung 
und die Politik insgesamt. Freiwillige Selbstver-
pflichtungen der Wirtschaft befassen sich mit die-
sen „Nebeneffekten“ ihrer Aktivitäten in der Regel 
nicht. Und auch die Kampagnen von NGOs und 
Gewerkschaften haben sie in der Vergangenheit 
zu wenig beachtet. Das Eintreten für internationa-
le Unternehmensregeln „jenseits der Freiwillig-
keit“ erfordert daher auch eine Schwerpunktver-
lagerung in den Strategien von NGOs und Gewerk-
schaften. 
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